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Vorwort

Das Manuskript dieser Schrift war abgeschlossen, als in Europa die Coro-
na-Pandemie ausbrach. Sie hat eine Krise ausgelöst, die das soziale, wirtschaft-
liche und kulturelle Leben stärker beeinflusst als alle anderen Ereignisse und 
Entwicklungen seit dem Zweiten Weltkrieg. Das öffentliche Leben ist unter dem 
Notstandsregime der Regierungen weitgehend zum Stillstand gekommen, und 
das Zusammenleben von Millionen Menschen ist erheblich eingeschränkt. 
Während vor kurzem noch allgemein für sozialen Zusammenhalt geworben 
wurde, wird nun – nach Appellen der medizinischen Experten – als Mittel zur 
Verlangsamung der Masseninfektion die (physische) „soziale Distanzierung“ 
propagiert. Die Politik hat ihre aktuellen Auseinandersetzungen vertagt; Parla-
mente und Parteien halten sich mit öffentlichen Äußerungen zurück. Es ist die 
Stunde der Exekutive, und deren Entscheidungen werden überraschend wider-
spruchslos hingenommen, auch wenn sie den Einzelnen in seiner Lebensfüh-
rung stark belasten.

Wir wissen nicht, welche langfristigen Wirkungen diese Krise haben wird. 
Wahrscheinlich werden nach dem Auslaufen der Pandemie die meisten alten 
Streitfragen wieder aufkommen – und einige neue dazu. Die Politik wird gefor-
dert sein, das Land und die Menschen besser auf künftige Zusammenbrüche 
dieser Art vorzubereiten. Sie wird auch überprüfen müssen, ob alle zur Abwehr 
des Virus getroffenen Maßnahmen notwendig und angemessen waren. Wird das 
Bundesverfassungsgericht einige davon später für unverhältnismäßig erklären? 
Sind wir etwa derzeit schon einer Expertokratie unterworfen, die vielleicht ei-
nes Tages als Vorbild einer politischen Diktatur dienen könnte?

Über Ziele und Mittel einer zukunftsorientierten, nachhaltigen Politik wird 
eine grundsätzliche Debatte zu führen sein, und man wird nicht nur von allen 
Beteiligten weitere Kompromissbereitschaft einfordern, sondern auch ehrlicher 
über die Opfer sprechen müssen, die die Gemeinschaft vom Einzelnen erwarten 
muss, wenn wir die Folgen drohender Katastrophen – zum Beispiel durch den 
Klimawandel – bewältigen wollen. Im günstigsten Fall wird die Krise viele 
dazu aufrütteln, ernsthafter und energischer an der Lösung der dringenden Pro-
bleme zu arbeiten und bei politischen Äußerungen auch einen neuen, angemes-
senen Stil zu pflegen.



VI Vorwort

Die politischen Institutionen und die Parteien stehen daher vor einer neuen 
Bewährungsprobe. Die vorliegende Streitschrift soll einen Beitrag dazu leisten, 
dass sie bestanden wird. Denn es ist meine feste Überzeugung, dass wir reprä-
sentative Verfassungsorgane und gesellschaftliche Organisationen brauchen, 
die dem Volk eine Stimme geben und in seinem Namen die unvermeidlichen 
Entscheidungen treffen – und dazu gehören gerade auch die politischen Partei-
en. Welche Defizite und Fehlentwicklungen die Parteien in der Vergangenheit 
zu verantworten haben und wie sie ihre Erscheinungsform künftig verbessern 
können, ist in dieser Schrift ausführlich dargelegt. Ich wende mich aber gegen 
eine unreflektierte und unfaire Parteienkritik, die auf das gesamte politische 
System destruktiv einwirkt, und plädiere für eine realistische Einschätzung 
dessen, was Parteien leisten können und sollen.

Zu den hier formulierten Beobachtungen und Bewertungen haben Freunde 
und Kollegen aus Wissenschaft und Praxis beigetragen. Für vielfältige Anre-
gungen und Kritik danke ich Veith Mehde, Wolfgang Seibel, Arthur Benz, Hel-
mut Goerlich, Tammo Hinrichs, Göttrik Wewer, Matthias Kammer, Carlos Sie-
vers, Peter Erler, Armin Albano-Müller und Walter Schmidt-Bens. 

Hamburg, im März 2020	 Hans Peter Bull
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